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A. Amtliche Bekanntmachungen des 
Salzlandkreises 

 
• Rechnungsprüfungsordnung für 

den Salzlandkreis 
 
Gemäß § 65 der Landkreisordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt (LKO LSA) i.V.m. 
§ 127 der Gemeindeordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (GO LSA) in den derzeit 
geltenden Fassungen hat der Salzland-
kreis ein Rechnungsprüfungsamt (RPA) 
eingerichtet. Aufgrund §§ 6, 33 Abs. 3 Ziff. 
1 und 6 sowie 67 Abs. 1 LKO LSA i. V. m. 
§§ 1, 2 und 4 des Kommunalabgabenge-
setzes (KAG LSA) in der jeweils gültigen 
Fassung und in Ergänzung der gesetzli-
chen Vorschriften (§§ 125 bis 131 GO 
LSA) hat der Kreistag in seiner Sitzung am 
27.02.2008 die folgende Rechnungsprü-
fungsordnung für den Salzlandkreis be-
schlossen: 
 

§ 1 
Stellung, Ausstattung und Leitung 

 
(1)   Das RPA ist bei der Erfüllung der 

ihm zugewiesenen Prüfungsaufga-
ben unabhängig und an Weisungen 
nicht gebunden. Es untersteht im 
Übrigen dem Landrat unmittelbar. 

 
(2)   Das RPA ist so auszustatten, dass 

es seine Prüfungstätigkeit mit fach-
lich geeignetem Personal und den 
erforderlichen Arbeitsmitteln im ge-
setzlich vorgegebenen bzw. ver-
tretbaren zeitlichen Rahmen erfül-
len kann. 

 
(3)   Der Leiter des Rechnungsprü-

fungsamtes ist für die Organisation 
der Aufgabenerledigung verant-
wortlich. Auf der Grundlage seiner 
Anweisungen nehmen die Prüfer 
die ihnen übertragenen Aufgaben 
eigenverantwortlich wahr. 

 
§ 2 

Prüfungsaufgaben beim Landkreis 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt erfüllt 

die ihm nach § 129 Abs. 1 GO LSA 
zugewiesenen gesetzlichen Aufga-
ben. 

(2)   Der Kreistag überträgt dem RPA 
die Aufgaben gemäß § 65 LKO 

LSA i.V.m. § 129 Abs. 2 Ziff. 1-5 
GO LSA. Die Übertragung weiterer 
Aufgaben erfolgt durch entspre-
chenden Kreistagsbeschluss. 

 
(3)   Aus dringenden dienstlichen Grün-

den kann der Leiter des RPA hin-
sichtlich Art und Umfang der vor-
zunehmenden Prüfungen vorüber-
gehend Einschränkungen anord-
nen oder einzelne Gebiete von der 
Prüfung ausnehmen, soweit hier-
durch keine gesetzlichen Vorschrif-
ten verletzt werden. 

 
(4)  Der Landkreis wirkt daraufhin, dass 

dem RPA bei allen Beteiligungen 
an Unternehmen die Rechte nach 
§§ 53 und 54 HGrG eingeräumt 
werden. Diese Prüfbefugnisse des 
RPA sind in den Gesellschaftsver-
trägen zu benennen. 

 
§ 3 

Befugnisse im Rahmen der  
Prüfungsaufgaben 

 
(1)  Die zu prüfenden Stellen und Ein-

richtungen erteilen dem RPA alle 
für die Prüfung erforderlichen Aus-
künfte. Das RPA kann die Vorlage, 
Aushändigung und Einsendung von 
Akten, Schriftstücken und sonsti-
gen Unterlagen, das Öffnen von 
Behältern sowie den Zugriff auf Da-
tenträger, wenn auf diesen zu prü-
fende Informationen gespeichert 
sind, verlangen. 

 
(2)   Das RPA hat im Rahmen seiner 

Prüfungstätigkeit Zutritt zu allen 
Diensträumen, Grundstücken und 
Baustellen des Landkreises. Dabei 
weisen sich die Mitarbeiter des 
RPA durch einen Dienstausweis 
aus. 

 
(3)   Prüfungen können anlassbezogen 

auch ohne vorherige Anmeldung 
an Ort und Stelle durchgeführt 
werden. 

 
(4)   Der Leiter des RPA entscheidet 

nach pflichtgemäßem Ermessen, 
ob Gegenstände und Unterlagen 
sicherzustellen oder Räume zu 
versiegeln sind. In diesen Fällen ist 
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der Landrat unverzüglich zu unter-
richten. 

 
(5)  Das RPA führt den mit den Prü-

fungsgeschäften verbundenen 
Schriftwechsel selbständig. 

 
(6)  Der Leiter des RPA soll an den Sit-

zungen des Kreistages und der 
Ausschüsse teilnehmen, soweit 
dies für die ordnungsgemäße Erle-
digung seiner Aufgaben erforder-
lich ist. Im Verhinderungsfall kann 
er sich vertreten lassen. 

 
(7)  Das RPA kann sachkundige Dritte 

hinzuziehen, soweit dies im Rah-
men des Prüfungsauftrags erfor-
derlich ist und entsprechende 
Haushaltsmittel zur Verfügung ste-
hen.  

 
§ 4 

Unterrichtungsrecht 
 
(1)   Das RPA ist über alle Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften, insbeson-
dere deren Änderungen, die für die 
Prüfungsaufgaben relevant sein 
können, aktuell und zeitnah, bei in-
ternen Regelungen vor deren In-
krafttreten, in geeigneter Weise zu 
informieren. 

 
(2) Das RPA nimmt zu geplanten Än-

derungen im internen Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesen 
fachlich Stellung. 

 
(3)  Dem RPA sind die Berichte ande-

rer Behörden (z. B. Landesrech-
nungshof, Finanzamt) über beim 
Landkreis durchgeführte Prüfungen 
aktuell zuzuleiten. 

 
(4)  Das RPA erhält die Berichte über 

die Jahresabschlüsse der Unter-
nehmen, an denen der Landkreis 
beteiligt ist, so rechtzeitig, dass die 
Ergebnisse in den Schlussbericht 
des Folgejahres über die Prüfung 
des Landkreises einfließen können. 

 
(5)  Das RPA erhält für seine Tätigkeit 

Durchschriften der Einladungen 
und der Niederschriften des Kreis-
tages und seiner Ausschüsse. 

(6)  Das RPA ist von den betroffenen 
Dienststellen unverzüglich von al-
len Unregelmäßigkeiten im Haus-
halts- und Kassenwesen, die fest-
gestellt oder vermutet werden, un-
ter Darlegung des Sachverhaltes 
zu unterrichten. Das gleiche gilt für 
alle Verluste durch Diebstahl, Be-
raubung usw. sowie für Kassen-
fehlbeträge bei der Kreiskasse, ih-
ren Einrichtungen und den Sonder-
kassen. 

 
(7) Das RPA wird über Korruptions-

hinweise und -anzeigen gegen 
kreisliche Bedienstete unmittelbar 
über den Landrat unterrichtet. 

 
(8) Zur Prüfung von Vergaben sind 

dem RPA die Unterlagen so recht-
zeitig zuzuleiten, dass es sich vor 
Zuschlags- oder Auftragserteilung 
äußern kann. Einzelne Verfahrens-
regelungen dazu sind im Einver-
nehmen mit dem RPA in der Ver-
gabeordnung zu treffen. 

 
(9)  Dem RPA sind die Namen, Amts- 

und Dienstbezeichnungen der ver-
fügungs-, anweisungs- und zeich-
nungsberechtigten Bediensteten 
mitzuteilen.  

 
§ 5 

Prüfungsablauf 
 

(1)  Die jeweils verantwortlichen Vorge-
setzten werden vor Beginn einer 
Prüfung über Prüfungsinhalt und -
ablauf informiert.  

 
(2)   Am Ende der Prüfung wird auf der 

Grundlage des Entwurfs des Be-
richts eine Abschlussbesprechung 
durchgeführt. Auf der Grundlage 
der Abschlussbesprechung fertigt 
das RPA den endgültigen Prüfbe-
richt. 

 
(3)  Das RPA legt alle Berichte über 

Prüfungen, die es im Auftrag des 
Kreistages durchführt, über den 
Landrat dem Kreistag vor. 

 
(4)   Werden bei der Durchführung der 

Prüfung Veruntreuungen, Unter-
schlagungen oder wesentliche Un-
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korrektheiten und Unregelmäßig-
keiten festgestellt, ist der Landrat 
unverzüglich zu unterrichten. 

 
§ 6 

Prüfung der kreislichen  
Jahresrechnung 

 
(1)   Der Landrat leitet die von ihm fest-

gestellte Jahresrechnung dem RPA 
zur Prüfung zu. 

 
(2)  Das RPA prüft die Rechnung und 

stellt das Ergebnis in einem Bericht 
zusammen. § 5 Abs. 2 gilt sinnge-
mäß. 

 
(3)   Der Finanzausschuss bereitet den 

Beschluss des Kreistages über die 
Jahresrechnung und die Entlastung 
des Landrates vor. Hierzu legt der 
Landrat dem Finanzausschuss die 
Jahresrechnung, den Bericht des 
RPA und seine Stellungnahme zu 
diesem Bericht als Beratungs-
grundlage vor. Im Ergebnis seiner 
Beratungen gibt der Finanzaus-
schuss dem Kreistag eine Be-
schlussempfehlung.  

 
§ 7 

Örtliche Prüfung der Gemeinden,  
Verwaltungsgemeinschaften und 

Zweckverbände 
 
(1) Das RPA führt gemäß § 65 LKO 

LSA i.V.m. § 127 GO LSA die örtli-
che Prüfung der kreisangehörigen 
Städte, Gemeinden, Verwaltungs-
gemeinschaften und Zweckver-
bände durch, weitere Aufgaben 
können durch Beschluss der ent-
sprechenden Gremien der Städte, 
Gemeinden, Verwaltungsgemein-
schaften und Zweckverbände über-
tragen werden. 

 
(2) Die Planung und Durchführung der 

Prüfungen, die Prüfungsdauer und 
die Abrechnung der Prüfungen re-
gelt sich nach § 1 Abs. 3. 

 
(3)  Auf Grundlage der Kalkulation des 

Gebührensatzes für das RPA, wer-
den für kostenpflichtige Leistungen 
i. S. d. § 127 Abs. 2, 3 und 4 GO 
LSA folgende Gebühren erhoben: 

- Stundensatz  31,85 Euro 
 

- Tagessatz  
(8 h   (8 h * 31,80 €)  

254,80 Euro 
 

 
(4) Die Kosten nach Absatz 3 gelten 

auch für die Prüfung von Verwen-
dungsnachweisen und sonstigen 
Prüfungen. 

 
§ 8 

Überörtliche Prüfung 
 
Die überörtliche Prüfung der kreisangehö-
rigen Gemeinden und Verwaltungsge-
meinschaften bis 25.000 Einwohner ob-
liegt dem RPA des Salzlandkreises auf der 
Grundlage des § 126 GO LSA und der da-
zu ergangenen Verwaltungsvorschriften 
i. d. jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 9 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1)  Amts- und Funktionsbezeichnun-

gen gelten jeweils in der weiblichen 
und männlichen Form. 

 
(2) Diese Rechnungsprüfungsordnung 

tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.  

 
Gleichzeitig treten: 
 
a) die Rechnungsprüfungsordnung 

des Landkreises Aschersleben-
Staßfurt vom 12.04.2001 sowie die 
lfd. Nr. 8.1. des Gebührentarifes zu 
§ 2 Abs. 1 der Satzung über die 
Erhebung von Verwaltungs- und 
Benutzungsgebühren des Land-
kreises Aschersleben-Staßfurt vom 
09.05.2000 (Amtsblatt des LK A-
schersleben-Staßfurt v. 
31.05.2000, Nr. 6/2000, S. 71-77); 

b) die Rechnungsprüfungsordnung 
des Landkreises Bernburg vom 
16.09.2004 (Amtsblatt des LK 
Bernburg v. 21.09.2004, Nr. 760, 
S. 2) 

 und 
c) die Satzung über die Erhebung von 

Gebühren für die Prüfungen des 
Rechnungsprüfungsamtes des 
Landkreises Schönebeck vom 
26.02.2004 sowie die allgemeine 
Dienstanweisung des Landratsam-
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tes Schönebeck –ADA 14/01 v. 
01.04.2000- (Rechnungsprüfungs-
ordnung des Landkreises Schöne-
beck)  
 

außer Kraft. 
 
Bernburg (Saale), 3. März 2008 
 
 
gez. Gerstner   (Dienstsiegel) 
Landrat 
 
 
• 1. Satzung zur Änderung der Ent-

schädigungssatzung des Salzland-
kreises für ehrenamtlich tätige Bür-
ger vom 18. Juli 2007 

 
Aufgrund der §§ 6, 33 Abs. 3 Ziffer 1 und § 
21 der Landkreisordnung für das Land 
Sachsen – Anhalt vom 5. Oktober 1993 
(GVBl. LSA S. 598) in der derzeit gelten-
den Fassung in Verbindung mit § 33 der 
Gemeindeordnung für das Land Sachsen 
– Anhalt vom 5. Oktober 1993 (GVBl. LSA 
S. 568) in der derzeit geltenden Fassung 
hat der Kreistag des Salzlandkreises in 
seiner Sitzung am 27. Februar 2008 fol-
gende 1. Satzung zur Änderung der Ent-
schädigungssatzung des Salzlandkreises 
für ehrenamtlich tätige Bürger vom 18. Juli 
2007 beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Die Entschädigungssatzung des Salzland-
kreises für ehrenamtlich tätige Bürger vom 
18. Juli 2007 (veröffentlicht: Generalan-
zeiger Schönebeck vom 25. Juli 2007, 
Volksstimme Staßfurt vom 25. Juli 2007, 
Mitteldeutsche Zeitung, Ausgabe Bernburg 
vom 25. Juli 2007, Mitteldeutsche Zeitung, 
Ausgabe Aschersleben vom 25. Juli 2007) 
wird wie folgt geändert: 

 
§ 12 

 
Nach Absatz 2 wird folgender neuer Ab-
satz 3 angefügt: 

 
(3)   Die besonderen Vertreter des 

Kreisjägermeisters erhalten eine 
monatliche Aufwandsentschädi-
gung in Höhe von 60,00 EUR. 

 
 

Artikel 2 
 

Die 1. Satzung zur Änderung der Entschä-
digungssatzung des Salzlandkreises für 
ehrenamtlich tätige Bürger tritt rückwirkend 
zum 26. September 2007 in Kraft. 

 
Bernburg (Saale), 3. März 2008 

 
 

gez. Gerstner   (Dienstsiegel) 
Landrat 
 
 
• Sitzung des besonderen Ausschus-

ses zur Bestimmung der Zahl und 
Abgrenzung der Wahlbereiche der 
Gemeinde „Bördeland“ am 13. März 
2008 

 
Am Donnerstag, den 13. März 2008, findet 
um 18:00 Uhr die öffentliche Sitzung des 
besonderen Ausschusses zur Bestimmung 
der Zahl und Abgrenzung der Wahlberei-
che der Gemeinde „Bördeland“ im Sit-
zungssaal der Gemeinde Bördeland, Mag-
deburger Straße 3 in 39221 Bördeland, OT 
Biere statt. 
 
Tagesordnung: 
 
TOP 1  Begrüßung  
 
TOP 2  Feststellung der Beschluss-

fähigkeit 
 
TOP 3  Wahl des Vorsitzenden
   
TOP 4  Beratung und Beschluss-

fassung zur Bestimmung 
der Zahl und Abgrenzung 
der Wahlbereiche entspre-
chend der beigefügten Be-
schluss-Vorlage  

 
Gemäß § 5 Abs. 3 KWO LSA mache ich 
hiermit darauf aufmerksam, dass jeder-
mann Zutritt zu der Sitzung hat.  
 
Bernburg (Saale), 3. März 2008 
 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. von dem Bussche 


